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Demokratisches Regieren auf internationaler Ebene

Internationalisierung und Globalisierung lassen sich 
als ein Hinweis auf die sich beschleunigende erd
umspannende Vernetzung von Akteuren und Ak
tions  feldern verstehen. Dabei sind insbesondere die 
Pro blembereiche, die sich nicht (mehr) national be
arbeiten lassen, ein zuverlässiger Indikator für den 
erreichten Stand der Globalisierung.   

Welche Wirkungen internationale Organisatio
nen entfalten und wie unter diesen Voraussetzungen 
de mo kratisches und effektives Regieren jenseits des 
Nationalstaates möglich sein kann, gehört zu den 
of fenen Fragen der Politikwissenschaft. Das Lehr
buch von Klaus Dingwerth, Michael Blauber ger und 
Christian Schneider nähert sich dieser Problematik 
nüchtern und ausgewogen. Im ersten Teil (Kapitel 1 
bis 3) werden grundlegende Zusammenhänge zwi
schen Globalisierung und Demokratie sowie des 
de mokratischen Regierens jenseits des Staates ver
mittelt. Auf die Unterscheidung von vier Säulen des 
Regierens jenseits des Staates (intergouvernemental, 
supranational, transgouvernemental, transnational) 
folgt ein Kriterienkatalog anhand unterschiedlicher 
Dimensionen des Demokratiebegriffs wie Teilha
be, Kontrolle und diskursive Qualität. Internatio
nale Politikprozesse, so die Prämis se der Autoren, 
sind nur dann demokratisch, wenn sie »in angemes
senem Umfang inklusiv sind, Mechanismen zur Ge
währleistung demokratischer Kontrolle bereitstel
len und deliberativ sind« (S. 71). Im zweiten Teil 
(Kapitel 4 bis 6) wird in drei Fallstudien nach einer 
einheitlichen Systematik – Entwicklung, Organe und 
Entscheidungsverfahren, Demokratiebedarf und de
mokratische Qualität, Reformvorschläge – die de
mokratische Legitimität der Europäischen Union, 
der Welthandelsorganisation und der Vereinten Na
tionen untersucht. Im dritten Teil (Kapitel 7) wer
den Möglichkeiten und Grenzen postnationaler De
mokratie bewertet.  

Mit Blick auf die Vereinten Nationen (die Fall
studien zur EU und WTO werden hier aus Platz
gründen aus ge  blendet) wird zunächst deren Demo
kratiebedarf kon  trovers diskutiert und dann ihre 
demokratische Qualität untersucht. Des Weiteren 
werden die in der Diskussion befindlichen Reform
vorschläge vor  gestellt: unter anderem Reform des 
Sicherheitsrats, Parlamentarisierung der UN und Stär
kung der Be teiligungsrechte zivilgesellschaftlicher 
Akteure. Die Demokratisierung der Vereinten Na
tionen werde oftmals als Schlagwort verwendet, um 
Reformvor schläge zu rechtfertigen, die auf die Stär
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kung bestimmter Gruppen im UNSystem abziel
ten. Andere Reformen würden von mächtigen  
Staa  ten behindert, weil sie dadurch einen Macht
verlust befürchteten. Teilhabe, Kontrollmöglichkeit 
und diskursive Qualität der Entscheidungsfindung 
seien sowohl im Sicherheitsrat als auch in der Gene
ralversammlung zu mindest teilweise gegeben, wenn 
man von den Staaten und nicht den Weltbür gern als 
Subjekten der UNDemokratie ausgehe. Der Sicher
heitsrat sei dabei problematischer, die Refor men der 
vergangenen Jahre (unter anderem verbes serte Trans
parenz) können aber »als erster Schritt verstanden 
werden, die Arbeitsweise des Rates von einem Kli 
ma der Vertraulichkeit nationaler Inte res    sen loszu
lösen« (S. 189). Zu Recht wird daran erinnert, dass 
der Rat so konstruiert ist, dass er schnell und effek
tiv entscheiden kann und diese Ent  scheidungen von 
den mächtigen Staaten der Welt mitgetragen wer
den. »Diese Voraussetzungen wi dersprechen viel
fach den Anforderungen, die Trans parenz und Kon
trolle an politische Institutionen und die darin 
agie renden Entscheidungsträger stellen« (S. 209).  

Die UN seien weitgehend eine von Staaten domi
nierte internationale Organisation geblieben. Dies 
sei auch von den Gründern durchaus so vorgesehen 
gewesen, und der Anspruch, ein »demokratischer 
Weltminimalstaat zu sein, wurde in diesem Sinne 
seit jeher eher von außen an die UN herangetragen« 
(S. 202). Die UN könnten mithin nicht dem Ideal einer 
globalen, kosmopolitisch verstandenen Demokra
tie entsprechen. »Wenngleich auch die UN einen 
Demokratiebedarf haben, wäre es falsch, sie aus
schließlich an ihrer demokratischen Legitimation zu 
messen« (S. 202). Denn sowohl Demokratisierung 
als auch die Wahrung des internationalen Frie dens als 
Hauptaufgabe der UN seien zwei berechtigte nor
mative Ziele, die in Konflikt geraten könnten.  

Die Politik internationaler Organisationen kön
ne letztlich nur dann demokratisch sein, wenn nicht 
nur – schwer genug – die jeweiligen Organe inklu
siv, rechenschaftspflichtig und deliberativ seien, son
dern auch die Bürgerinnen und Bürger, ihre Gesell
schaften und die nationalen Parlamente bereit und 
in der Lage seien, sich der Internationalisierung an
   zupassen. Die Anpassungsfähigkeit nationaler Poli
tik wird dabei eher kritisch beurteilt.  

Demokratisches Regieren jenseits des Staates ist 
mithin ein vielschichtiges und komplexes Projekt, 
bei dem Hindernisse und Schwierigkeiten geradezu 
programmiert sind.
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